
Umweltrechtliche Gestaltungsmöglichkeiten  

von Städten und Gemeinden  



Städte und Gemeinden haben sich zunehmend mit der 

Frage auseinanderzusetzen, inwiefern sie eigene 

umweltpolitische Akzente setzen und inwiefern hier 

kommunale rechtliche Gestaltungsräume bestehen.  

 

Nicht selten werden vorschnell – unter Verweis auf 

ein fehlendes allgemein-politisches Mandat – Grenzen 

gezogen, die bei näherer Betrachtung gar keine sind.  



1. Rechtliche Ausgangslage  

 

Die Garantie der kommunalen Selbstverwaltung (Art. 

28 Abs. 2 GG) stellt sicher, dass Städte und Gemein-

den für „Angelegenheiten der örtlichen Gemein-

schaft“ zuständig sind und bleiben. Das sind dieje-

nigen Bedürfnisse und Interessen, die in der örtli-

chen Gemeinschaft wurzeln oder auf sie einen spezi-

fischen Bezug haben.  

 

2. Konkrete Problembereiche und Rechtsprechung  

 

Wie so oft steckt der Teufel im Detail. Denn was be-

deutet das konkret beispielsweise für die Themen  

 

- Klimaschutz und CO²-Ausstoß, 

- E-Mobilität, 

- Verkehrslärm, 

- Bauleitplanung,  

- Tabakwerbung und  

- Pflaster- oder Grabsteine, die durch  

 Kinderarbeit hergestellt wurden?  

 

 

Die Rechtsprechung ist alles andere als einheitlich 

und legte zuweilen sehr unterschiedliche Maßstäbe 

an. Von der Auffassung, dass Städte und Gemeinden 

sich nicht um „weltweite politische Anliegen“ küm-

mern dürfen, bis hin zur „Allzuständigkeit“ bei kom-

munalen Belangen, ist vieles zu finden. Entschei-

dend ist dabei immer, wie weitgehend die jeweiligen 

Themen durch den Gesetzgeber geregelt sind und 

ob daraus letztlich eine Sperrwirkung für kommuna-

les Handeln abzuleiten ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



So ist beispielsweise der Spielraum bei der Frage, ob 

und, wenn ja, welche kommunalen Maßnahmen zum Kli-

maschutz und zur Reduktion des CO²-Ausstoßes ergriffen 

werden sollen, sehr viel größer als bei der Frage, welche 

Steuerungsmöglichkeiten etwa beim Verkehrslärm oder 

bei der Tabakwerbung bestehen. Gerade bei den zuletzt 

genannten Themen existieren zahlreiche Regelwerke (auf 

verschiedenen staatlichen Ebenen), die nur teilweise 

Raum für kommunale Gestaltung lassen.  

 

Während der VGH Mannheim entschieden hat, dass eine 

Gemeinde die Werbung für Alkohol - und Tabakprodukte 

nicht einschränken darf (Urteil vom 14.08.1992 - 10 S 

816/91), hat das Bundesverwaltungsgericht eine Fried-

hofssatzung gebilligt, nach der nur Grabsteine verwendet 

werden dürfen, wenn sie ohne Kinderarbeit im Sinne der 

ILO-Konvention 182 hergestellt werden (Urteil vom 

16.10.2013 – 8 CN 1/12).  

3. Fazit 

 

Die Gestaltungsmöglichkeiten von Städten und Kommu-

nen im umweltpolitischen Bereich sind vielfältig und mit-

unter sehr weitgehend. Dass dabei die rechtlichen Gren-

zen dieser Gestaltungsräume beachtet werden müssen, 

ist im Grunde nichts Neues. Von Städten und Gemeinden, 

die oftmals unter Personalmangel leiden, ist dies viel ver-

langt – zumal das Umweltrecht außerordentlich dyna-

misch ist und nahezu wöchentlich neue gesetzgeberische 

und gerichtliche Vorgaben gemacht werden.  

 

Wir helfen Ihnen dabei, diese Gestaltungsgrenzen auszu-

loten und zu formulieren sowie Verstöße festzustellen.  
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